
Anlage 1 zur Vorlage FB 4/0267/2015 

Stellungnahmen 

aus der öffentlichen Auslegung 

 

1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 56  
in Meerbusch-Osterath im Bereich des Kindergartens „Knirpsmühle“ 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

A. Behandlung der Stellungnahmen 

B. Einsprechender mit Schreiben  

C.       Liste der beteiligten Behörden und Nachbargemeinden 

  



A. Behandlung der Stellungnahmen 

 Zur 1. Änderung des Bebauungsplan-Entwurfes Nr. 56 in Meerbusch-Osterath im Bereich des Kindergartens „Knirpsmühle“ 

 

Stellungnahmen, Anregungen, Hinweise Stellungnahme zum Abwägungsvorgang und Beschlussvorschläge 

Rhein-Kreis Neuss Schreiben vom 18.06.2015 

Wasserwirtschaft 
Hinweis: 
Entgegen der Aussage unter Pkt: 6.3 liegt der Planbereich in der ordnungsbehördlich 
festgesetzten Wasserschutzzone W III B der Wassergewinnungsanlage Lank-Latum.  
 
 
 
 
Immissionsschutz  
Anregungen zur Planung 
Ein in Wohngebieten immer häufiger auftretendes immissionsschutzrechtli-
ches Problem mit haustechnischen, ortfesten Anlagen, welche im Au-
ßenbereich aufgestellt werden, dort zu Nachbarbeschwerden und z. T. zu 
erheblichen Belästigungen geführt haben (wie z.B. Klima- und Lüftungs-
anlagen, Luft-Wärme-Pumpen u. ä. Anlagen), hat dazu geführt, dass das 
MKULNV mit Erlass vom 2. April 2014 einen Leitfaden für die Beurteilung 
der Geräuschimmissionen derartiger Anlagen eingeführt hat („Leitfaden für 
die Verbesserung des Schutzes gegen Lärm bei stationären Geräten (Klima-
geräte, Kühlgeräte, Lüftungsgeräte, Luft-Wärme-Pumpen und Mini- Block-
heizkraftwerke)", Länderarbeitsgemeinschaft Immissionsschutz, LAI, vom 
28.08.2013). In diesem Erlass empfiehlt das Ministerium auch in entspre-
chenden Bauleitplanverfahren diesen Leitfaden zur Vermeidung von Immis-
sionskonflikten als Erkenntnisquelle anzuwenden. Da die dort genannten 
Anlagen in der Regel keiner Baugenehmigung bedürfen, der Konflikt also 

 
Der Stellungnahme wird gefolgt. 
In der Begründung wird im „Kapitel 6.3“ sowie im „C. Hinweise“ die An-
gabe der Wasserschutzzone durch Grüneintragung geändert. Bei der erfolg-
ten Ausweisung handelt es sich um einen redaktionellen Fehler.  
Die Grundzüge der Planung werden durch diese Änderung nicht berührt. 
Die Angabe der Wasserschutzzone dient lediglich als Hinweis für Bauherren. 
Wie im o. g. „Kapitel 6.3 Ver- und Entsorgung“ in der Begründung be-
schrieben, ist es möglich, das Niederschlagswasser der Bauvorhaben in den 
bereits bestehenden Schmutzwasserkanal der Einsteinstraße einzuleiten.   
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

nicht auf ein nachfolgendes Genehmigungsverfahren verlagert werden und 
dort gelöst werden kann, regt er an, zur Vermeidung von Immissionskon-
flikten für die Aufstellung derartiger Anlagen auf der Grundlage des § 9 
Abs. 1 Nr. 24 BauGB die folgende Festsetzung in den Bebauungsplan auf-
zunehmen: 
„Für im Außenbereich der Grundstücke aufgestellte stationäre Geräte und 
Maschinen, wie z.B. Luft-Wärme-Pumpen, Klimaanlagen, Kühlgeräte, Lüf-
tungsanlagen und Mini- Blockheizkraftwerke oder ähnliche Anlagen, sind In 
Abhängigkeit des Schallleistungspegels der Geräte und Maschinen (Spalte 
1) die In der Spalte 2 angegebenen Abstände zum nächsten benachbarten 
schutzbedürftigen Immissionsort (nach DIN 4109: Schlafzimmer, Wohnräu-
me, Büros und Wohnküchen etc.) einzuhalten: 
 

Spalte 1 Spalte 2 
 

Schallleistungspegel 
L-WA [dB] 

 
Abstand [m] WA 

36 0,1 
39 0,5 
42 0,9 
45 1,4 
48 2,2 
51 3,4 
54 5,2 
57 7,6 
60 10,9 
63 15,6 
66 22,2 
69 27,3 
72 34,4 
75 44,6 
78 58,9 
81 79,2 
84 107,7 
87 147,5 
90 202,6 

 
 
 
 
 
Der Anregung wird nicht gefolgt. 
In Neubaugebieten, bei Doppel- und Reihenhausbau gerade in verdichteten 
innerstädtischen Lagen, stellt die Aufstellung/Nachrüstung von den in Rede 
stehenden Geräten eine störende Geräuschbelastung für den Nachbarn dar. 
Zur Konfliktvermeidung ist es sicherlich sinnvoll die Festsetzung in den Be-
bauungsplänen aufzunehmen.  
 

Um die vorliegende Bebauungsplanänderung jedoch nicht unnötig über zu 
generieren, wird auf die vorgeschlagene Festsetzung verzichtet.  
Durch Anordnung der Baufenster, insbesondere bei der Festsetzung des 
Einzelhauses sowie durch die Reglementierung der zulässigen einen 
Wohneinheit pro Wohnung, wird eine maßvolle Verdichtung gewährleistet 
die ein Nebeneinander auf großzügigen Grundstücken anbietet. Die Auf-
stellung von stationären Geräten ist daher, insbesondere auf dem Grund-
stück mit Einzelhausbebauung unproblematisch.  
Im Übrigen gelten bei Ruhstörung grundsätzlich das Bundesimmissions-
schutzgesetz (BImSchG) sowie die technische Anleitung zum Schutz vor 
Lärm (TA-Lärm). Nach Einzelfallprüfung können ordnungsrechtliche Rege-
lungen getroffen werden.    
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

Artenschutzrechtlich relevante Nebenbestimmungen  
Artenschutzrechtlich relevante Nebenbestimmungen: Im Plangebiet ist mit 
Vorkommen von Exemplaren europäischer Vogelarten zu rechnen. Da Brü-
ten von häufigen Vogelarten der Siedlungsbereiche in den Gehölzen des 
Plangebietes möglich sind, ist die Beachtung der Rodungsfristen für Ge-
hölzarbeiten an Bäumen und Sträuchern insbesondere zur Vermeidung des 
Eintritts des Verbotstatbestandes des § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG erforder-
lich, damit keine Eier zerstört, Jungvögel oder brütenden Vögel verletzt oder 
getötet werden. 
Zudem sind Quartiere von Fledermäusen am Kindergartengebäude möglich. 
Daher ist es zur Vermeidung des Eintritts des Verbotstatbestandes des § 44 
Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG erforderlich, dass der Abriss zu den im Artenschutz-
gutachten (Kuhlmann & Stucht, Bochum, Januar 2015) genannten Zeiten 
nicht stattfindet, also nicht zwischen Oktober/November und April bzw. 
zwischen Juni und Mitte August. 
Hierzu ist ein Hinweis auf dem Bebauungsplan erforderlich, dessen Beach-
tung bei Vorhabenszulassung und Vorhabensrealisierung zu gewährleisten 
ist: 
"7. Artenschutz 
Im Plangebiet sind Brutvorkommen europäischer Vogelarten möglich. Zur 
Vermeidung eines Verstoßes gegen das Verbot, wild lebende Tieren der be-
sonders geschützten Arten (hier: alle europäische Vogelarten sowie Fleder-
mausarten) zu verletzen oder zu töten, sie erheblich zu stören oder ihre 
Fortpflanzungs- und Ruhestätten zu beschädigen oder zu zerstören (§ 44 
Abs. 1 Nr. 1 bis 3 BNatSchG), sind Gehölzarbeiten nur außerhalb der Brut-
zeiten durchzuführen, das heißt nicht zwischen 1. März und 30. Septem-
ber. 
Am Kindergartengebäude sind Quartiere von Fledermäusen möglich. Für 
den Abbruch des Kindergartens sind daher die im Artenschutzgutachten 
(Kuhlmann & Stucht, Bochum, Januar 2015, Nummer 6. S. 12f.) genannten 
Maßgaben zu beachten" 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird in den textlichen Festsetzungen der Bebauungsplanände-
rung unter „C. Hinweise Punkt 7. Artenschutz“ übernommen.   
In der Begründung unter „Kapitel 7.1 Artenschutz“ wird bereits Bezug da-
rauf genommen.   



B. Einsprechender mit Schreiben  

 



 

 



 

 



 

C.       Liste der beteiligten Behörden und Nachbargemeinden 

 

 



 

 

 


